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Anfrage SD in G.

Problem- und Fragestellung

Ich wurde von der VB in B. zum Vormund ernannt über einen Säugling, den die leibliche Mutter zur Adoption freigeben will (Geburt Anfang September, Einwilligung der Km Mitte Oktober). Das Kind ist ausserehelich geboren. Im Gespräch mit der Km wurde auch die Situation des Kv angesprochen, den sie aber nicht benannte und auf ein Nachfragen hin auch nicht bekannt geben wollte. In der Zwischenzeit hat der Kv, der gemäss Info der Km voll hinter ihrem Entscheid steht, sich in der Gemeinde "geoutet" als Kv, ohne allerdings den offiziellen Weg zu gehen und die VB zu informieren oder sein Kind anzuerkennen. Er wolle allerdings mitunterschreiben. Via Km, die nach wie vor Kontakt zu Kv hat, wurde ihm mitgeteilt, dass er zuerst ein Kindesverhältnis mittels Anerkennung herstellen müsse, bevor er seien Zustimmung zur Adoption geben könne.

Die VB trat nun mit der Frage an mich heran, wie sie im weiteren vorzugehen
habe. 

Fragen:

· Muss der Kv durch die VB angesprochen werden, auch wenn er ihr offiziell gar nicht bekannt ist? 

· Darf/Muss die VB auf Aeusserungen von Drittpersonen hin, den Kv über seine Rechtslage informieren?

· Wie könnte ein mögliches Vorgehen aussehen, damit auch auf die Einwilligung des Kv zurückgegriffen werden kann?

· Darf die VB dem Kv allenfalls eine Frist setzen, bis wann er das Kind auf dem Zivilstandsamt anerkennen muss, damit auf seine Zustimmung nicht verzichtet wird? Wie lang müsste diese Frist sein?

Erwägungen

· Der „Vater“ muss nach herrschender Lehre nicht kontaktiert werden, wenn er nicht offiziell bekannt ist und die Mutter das Kind zur Adoption freigeben will (Hegnauer, Grundriss Kindesrecht, 27.31). Dabei gilt es allerdings folgendes zu bedenken: Eine Freigabe zur Adoption ist keine Adoption. Es besteht die Möglichkeit, dass die Adoption scheitert. Deshalb sollte nach meiner Auffassung in einer solchen Situation der Vater kontaktiert und zur Anerkennung veranlasst werden. Tut er es nicht, könnte in der gegebenen Situation wohl auf eine Vaterschaftsklage verzichtet werden, weil ja keinesfalls als sicher gilt, dass er tatsächlich das Kind gezeugt hat.


· Der Kv muss über seine Rechtslage nur orientiert werden, wenn er sich ernsthaft um sein Kind kümmern will (BGE 113 Ia 271).


· Siehe Ziffer 1.


· Es gibt keine gesetzlichen Fristen. Wenn der mutmassliche Kindsvater sein Kind nicht freiwillig anerkennt, sollte so rasch als möglich ein Entscheid der VB auf Verzicht zur Zustimmung durch den Vater erwirkt werden (Hegnauer, 11.23).


HSA Luzern

Kurt Affolter, Dozent/Projektleiter

Mit F11 geht’s zur jeweils nächsten Eingabe!!!








